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Stets aufs neue wurde überlegt, wie unter den konkreten Klas
senkampf bedingungen welche politischen - einschließlich recht
lichen - Mittel einzusetzen sind, um stetste ine hohe Effekti- 
vität der Entscheidungen zu sichern. .T

Konzentriert wurden die Anstrengungen und Aktivitäten auf die 
Bekämpfung von St ra f t at enl und -anderen Rechtsverletzungen der 
Übers iedlungsersuchenderv uritfauf die nachhaltige Diszipli
nierung dieser Personen^sowie auf die Eindämmung von Strafta
ten des ungesetzlichen Grenzübertritts.

In der Untersuchungsarbeit und in der Zusammenarbeit mit ande
ren operativen Linien und Diensteinheiten gewonnene Erkennt
nisse zu politisch-operativen Erfordernissen der weiteren Aus
gestaltung des sozialistischen Rechts wurden in der Mitarbeit 
von Angehörigen der Hauptabteilung IX an neuen rechtlichen 
Regelungen umgesetzt. Das erfolgte z. B.

- bei der Regelung des Vorgehens gegen die Verwendung von 
Symbolen durch übersiedlungsersuchende,

- zum Gemeinsamen Standpunkt des Obersten Gerichts und des 
Generalstaatsanwaltes der DDR zur Anwendung des § 213 StGB 
(Ungesetzlicher Grenzübertritt),

- zur Richtlinie des Obersten Gerichts zu Fragen der gericht
lichen Beweisaufnahme und Wahrheitsfindung im sozialisti
schen Strafprozeß - Beweisrichtlinie -,

- zum Gemeinsamen Standpunkt der Militärjustizorgane zur An
wendung des § 254 StGB (Fahnenflucht),

- beim 5. Strafrechtsänderungsges etz,


